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der öffentlichen Sitzung des Ortsbeirates des Ortsbezirkes 
Wiesbaden-Frauenstein am 12. Oktober 2010

Ausweisung des Landschaftsschutzgebietes - Stellungnahme der Stadt Wiesbaden und des 
Regierungspräsidiums Darmstadt

Der Magistrat wird gebeten, dem Ortsbeirat die Stellungnahme der Stadt Wiesbaden zum 
Landschaftsschutzgebiet „Stadt Wiesbaden“ und die darauf erfolgte fachliche und rechtliche 
Stellungnahme des RP Darmstadt zur Verfügung zu stellen.

Begründung:

Der Ortsbeirat Frauenstein wurde zwar um eine Stellungnahme zum 
Landschaftsschutzgebiet „Stadt Wiesbaden“ gebeten und kam diesem Wunsch auch nach, 
die abschließende Stellungnahme der Stadt Wiesbaden wurde dem Ortsbeirat jedoch nicht 
zur Kenntnis gegeben. Ebenso wurde dem Ortsbeirat bis jetzt auch nicht die fachliche und 
rechtliche Stellungnahme des RP Darmstadt zur Verfügung gestellt, die nach unseren 
Informationen schon seit dem 15. Juni 2010 der Stadt vorliegt. Es wird um unverzügliche 
Weiterleitung gebeten, um etwaige Einspruchsfristen einhalten zu können.

Beschluss Nr. 0047 

Der Antrag der CDU-Fraktion wird mit folgender Änderung beschlossen, nachdem am 
12.10.2010 dem Ortsbeirat die Stellungnahmen zugestellt wurden:
Gemeinsamer Antrag der CDU- und SPD-Fraktion
Der Magistrat wird um Stellungnahme gebeten, ob nach dem Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung noch eine Einspruchs-/Widerspruchsmöglichkeit durch den 
Ortsbeirat bzw. die Landeshauptstadt Wiesbaden gegeben hätte und ob durch die sehr späte 
Zuleitung an den Ortsbeirat Frauenstein Fristen versäumt worden sind.
Sofern noch die Möglichkeit des Widerspruches gegen die Umwandlung der Zone II in Zone I 
im Stadtteil Frauenstein besteht, wird der Magistrat dringend gebeten, Widerspruch gegen 
die endgültige Ausweisung des Landschaftsschutzgebietes einzulegen
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